
Regionale Entwicklung

DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT

PRAKTISCHER LEITFADEN

FACHABTEILUNG
STRUKTUR- UND KOHÄSIONSPOLITIK B 

GENERALDIREKTION INTERNE POLITIKBEREICHE



Europe Direct soll Ihnen helfen, Antworten auf Ihre
Fragen zur Europäischen Union zu fi nden

Gebührenfreie Telefonnummer (*):

00 800 6 7 8 9 10 11

(*) Einige Mobilfunkanbieter gewähren keinen Zugang 
zu 00 800-Nummern oder berechnen eine Gebühr.

Zahlreiche weitere Informationen zur Europäischen Union sind verfügbar über Internet, 
Server Europa (http://europa.eu).

Bibliografi sche Daten befi nden sich am Ende der Veröffentlichung.

Luxemburg: Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2009

ISBN 978-92-823-2693-0

Doi:  10.2861/26077

Printed in Belgium

GEDRUCKT AUF CHLORFREI GEBLEICHTEM PAPIER



EUROPÄISCHES PARLAMENT

PRAKTISCHER LEITFADEN

Regionale Entwicklung

FACHABTEILUNG
STRUKTUR UND KOHÄSIONSPOLITIK

GENERALDIREKTION INTERNE POLITIKBEREICHE



VERFASSER

Ivana KATSAROVA, Fachabteilung B: Struktur- und Kohäsionspolitik, Europäisches Parlament

SPRACHFASSUNGEN

Original: EN

Übersetzungen: BG CS DA DE EL ES ET FI FR HU IT LT LV MT NL PL PT RO SK SL SV

FOTOS

Shutterstock, iStockphoto, Europäisches Parlament

ÜBER DEN HERAUSGEBER

Mit Fragen und Hinweisen an die Fachabteilung oder zum Abonnieren des monatlichen Newsletters 

wenden Sie sich bitte an:

poldep-cohesion@europarl.europa.eu

Redaktionsschluss: März 2009.

Brüssel, © Europäisches Parlament, 2009.

HAFTUNGSAUSSCHLUSS

Die hier vertretenen Auff assungen geben die Meinung des Verfassers wieder und entsprechen nicht unbedingt 

dem Standpunkt des Europäischen Parlaments.

Nachdruck und Übersetzung sind – außer zu kommerziellen Zwecken – mit Quellenangabe gestattet, 

sofern der Herausgeber vorab unterrichtet und ihm ein Exemplar übermittelt wird.



INHALT

 VORWORT . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

 HINTERGRUND . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9

 AKTIVITÄTEN DES PARLAMENTS . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15

 AUSBLICK . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23

 DIE FACHABTEILUNG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 29

 LITERATUR . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 33

 WEITERE INFORMATIONSQUELLEN . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 35

INHALT





Welche Art von Europa wollen wir – für uns und für die 
kommenden Generationen? Ein dynamisches Europa, 
weltweit an der Spitzenposition in Wissenschaft und 
Technologie? Ein produktives Europa, in dem jeder eine 
Arbeit hat? Ein fürsorgliches Europa, das sich um die 
Kranken, Alten und Behinderten kümmert? Ein gerechtes 
Europa, in dem keine Diskriminierung herrscht und wo 
jeder die gleiche Chance auf Ausbildung und Arbeit hat? 
Ein sauberes, grünes Europa, das für seine eigene Umwelt 
Sorge trägt und auch den weltweiten Herausforderungen 
gerecht wird? Ein Europa jener Werte, die wir teilen und die 
für uns wichtig sind?

Ich möchte dies alles, und ich glaube sogar, dass es in 
unserer Reichweite liegt.

Auszug aus der Rede von Kommissionsmitglied Danuta Hübner
Warschau, 17. Oktober 2006





VORWORT

Sehr geehrte Abgeordnete,

Ich möchte diese Gelegenheit nutzen und Sie im Europäischen Parlament begrüßen und Sie 
über Ressourcen der internen Fachkompetenz informieren. Eff ektive parlamentarische Ar-
beit erfordert spezialisierte, objektive, hochwertige und aktuelle Informationen. Zu diesem 
Zweck wurden fünf für die wissenschaftliche Arbeit zuständige Abteilungen gebildet, die als 
„Fachabteilungen“ bezeichnet werden. Ihre Tätigkeit erstreckt sich auf sämtliche Zuständig-
keitsbereiche des Europäischen Parlaments. Sie führen entweder intern oder über externe 
Sachverständige unabhängige Untersuchungen auf hohem Niveau durch.

Die Fachabteilung B: Struktur- und Kohäsionspolitik ist für fünf konkrete Politikbereiche zu-
ständig: Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Kultur und Bildung, Fischerei, regionale 
Entwicklung sowie Verkehr und Fremdenverkehr. Sie erarbeitet eine Vielzahl von Instrumen-
ten, die von eingehenden Analysen komplexer legislativer Probleme bis zu kurzen Hinter-
grundinformationen reichen und sogar Workshops umfassen, zu denen Sachverständige 
eingeladen werden, um vor den Teilnehmern zu referieren. Mit diesen Instrumenten soll die 
Arbeit der parlamentarischen Gremien unterstützt werden, indem sie z. B. einen direkten 
Beitrag zur legislativen Arbeit eines speziellen Ausschusses leisten oder Delegationen bei 
ihren Reisen als Hintergrundinformation dienen. Von einigen wenigen vertraulichen Doku-
menten abgesehen, werden sämtliche von der Fachabteilung B: Struktur- und Kohäsionspo-
litik herausgegebenen Dokumente auf der Website des Parlaments veröff entlicht und damit 
allen Abgeordneten und der Öff entlichkeit zugänglich gemacht.

In der vorliegenden Publikation fi nden Sie einen Überblick über wichtige Entwicklungen im 
Bereich der regionalen Entwicklung im Verlaufe der letzten Wahlperiode. Wir erörtern ferner 
die Herausforderungen, vor denen die Regionalpolitik in der nahen Zukunft steht. Abschlie-
ßend vermitteln wir Ihnen einen Einblick in die Optionen, die sich Ihnen in Bezug auf interne 
und externe Sachkompetenz bieten.

Viel Freude beim Lesen!

Ismael Olivares Martinez

Direktor

Fachabteilung B: Struktur- und Kohäsionspolitik»

Generaldirektion Interne Politikbereiche der Union

VORWORT
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HINTERGRUND

G
emäß der Defi nition des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (Artikel 

158-162) ist der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt für die „harmonische Entwick-

lung der Gemeinschaft“ von wesentlicher Bedeutung und erfordert eine Verringerung 

der „Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen“, d. h. des Rückstands 

„der am stärksten benachteiligten Gebiete“, bei denen es sich u. a. um die ländlichen Gebiete 

handelt.

Heute besteht die Europäische Union (EU) aus 27 Mitgliedstaaten, die einen Binnenmarkt und 

eine Gemeinschaft aus 493 Millionen Bürgern bilden. Zwischen den einzelnen Staaten und zwi-

schen ihren 271 Regionen bestehen jedoch große wirtschaftliche und soziale Unterschiede.

Obwohl sich die Ursprünge der Gemeinschaftspolitiken zur Überwindung regionaler 

Ungleichgewichte bis zu den Verträgen von Rom zurückverfolgen lassen, wurde der 

Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) erst 1975 aus der Taufe gehoben. In den 

Anfangsjahren beschränkten sich seine Maßnahmen auf die einzelstaatliche Ebene. Dabei 

wurden vorher festgelegte Projekte in den Mitgliedstaaten mit geringem europäischem 

oder subnationalem Einfl uss fi nanziert. Ein jährliches System zur Auswahl und Finanzierung 

bestehender Projekte wurde auf ähnliche Weise von anderen Gemeinschaftsfonds mit 

territorialer Ausrichtung angewandt, wie z. B. dem Europäischen Sozialfonds (ESF) und dem 

Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL).

KASTEN 1
Allgemeiner Rechtsrahmen für die Regionalpolitik

•  Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 1260/1999.

•  Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1783/1999.

•  Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen 

Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1784/1999.

•  Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen 

Verbund für territoriale Zusammenarbeit.

Quelle: Angaben des Verfassers.

HINTERGRUND
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Karte 1:
Strukturfonds 2007 bis 2013

 Konvergenz

 Phasing-out

 Phasing-in

  Regionale Wettbewerbsfähigheit

und Beschäftigung

Quelle: Europäische Kommission, Generaldirektion Regionalpolitik.
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Der am 7. Februar 1992 in Maastricht vereinbarte Vertrag über 

die Europäische Union und der überarbeitete Vertrag über die 

Gründung der Europäischen Gemeinschaften (EGV) traten am 

1. November 1993 in Kraft. Unter Beachtung der Kohäsions- 

und Regionalpolitik wurden durch den EGV der Kohäsions-

fonds als neues Instrument und der Ausschuss der Regionen 

als neue Institution eingerichtet und das Subsidiaritätsprinzip 

eingeführt.

Im Dezember 1992 entschied der Europäische Rat über die 

neue fi nanzielle Vorausschau für den Zeitraum 1994-1999, 

und den Struktur- und dem Kohäsionsfonds wurden 168 Mrd. 

ECU zugewiesen. Dies stellte eine Verdopplung der jährlichen 

Ressourcen dar und entsprach einem Drittel des EU-Haus-

halts. Am 20. Juli 1993 verabschiedete der Rat neue Verord-

nungen zur Kohäsionspolitik, die nun das Finanzinstrument 

für die Ausrichtung der Fischerei und den Kohäsionsfonds mit 

einschloss. Mit den neuen Verordnungen wurden die wich-

tigsten Grundsätze der Kohäsionspolitik – Konzentration, 

Programmplanung, Komplementarität und Partnerschaft – 

bestätigt und die fünf bestehenden Ziele weitestgehend un-

verändert belassen. Einige Bestimmungen wurden verstärkt, 

z. B. hinsichtlich der Einbeziehung weiterer EU-Organe, insbe-

sondere des Europäischen Parlaments (EP), und der Regeln zu 

Partnerschaft, Bewertung und Publizität. Nach dem Beitritt 

Österreichs, Finnlands und Schwedens am 1. Januar 1995 

wurden in einer Änderungsverordnung ein sechstes Ziel zur 

Förderung der äußerst dünn besiedelten Regionen in Finn-

land und Schweden sowie fi nanzielle Zuweisungen für die 

drei neuen Mitgliedstaaten festgelegt.

Maßnahmen zur Vereinfachung der Struktur und der Verfah-

ren in der Kohäsionspolitik sowie die gleichzeitige Vorberei-

tung der Erweiterung waren die beiden Hauptthemen des 

Zeitraums 2000-2006. Die „Agenda 2000“ war seit der zweiten 

Hälfte der 90er Jahre in Vorbereitung und ebnete den Weg für 

die größte Erweiterung in der Geschichte der EU, die im Mai 

2004 zum Beitritt von 10 neuen Mitgliedstaaten führte. 

TABELLE 1
Tendenz der Ausstattung der Strukturfonds

1988-1992
(EU 12)

1993-1999
(EU 12–EU 15)

2000-2006
(EU 15–EU 25)

2007-2013
(EU 25–EU 27)

EU-Haushalt (in 

Mrd. EUR zu Prei-

sen von 2004)

481 683 687 862

Strukturfonds-

haushalt (in Mrd. 

EUR zu Preisen 

von 2004)

111 208 213 308

Strukturfonds-

haushalt ver-

glichen mit 

EU-Haushalt (%)

24% 31% 31% 35.7%

Quelle: Angaben des Verfassers.

HINTERGRUND

Infolgedessen wurde die Effi  zienz von Gemeinschaftsins-

trumenten zu Beginn der 1980er Jahre ein Thema, und ihre 

Einbeziehung wurde in einer Reihe von Pilotprogrammen 

erprobt. Im Jahr 1986 erhielt die Idee einer wirklich europä-

ischen Kohäsionspolitik erneuten Aufschwung, insbesondere 

durch die Einheitliche Europäische Akte, den Beitritt Grie-

chenlands, Spaniens und Portugals und die Verabschiedung 

des Binnenmarktprogramms. Im März 1988 beschloss der Eu-

ropäische Rat auf seiner Tagung in Brüssel die Bereitstellung 

von 64 Mrd. ECU für die Strukturfonds; dies entsprach einer 

Verdopplung der für den Zeitraum 1989-1993 jährlich bereit-

gestellten Mittel. Am 24. Juni 1988 nahm der Rat die erste Ver-

ordnung an, um die Strukturfonds zum integralen Bestandteil 

der Kohäsionspolitik zu machen. Durch diese wegweisende 

Reform wurden Schlüsselprinzipien wie die Konzentration 

auf die ärmsten und rückständigsten Regionen, die Planung 

von Mehrjahresprogrammen, die strategische Ausrichtung 

der Investitionen sowie die Einbeziehung von regionalen und 

lokalen Partnern eingeführt.
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niger als die Hälfte des EU-Durchschnitts betrug und nur 56 % 

der Bevölkerung im Vergleich zu 64 % in der EU-15 berufstätig 

waren. Das Gebiet der neuen Mitgliedstaaten fi el fast vollstän-

dig in den Bereich von Ziel 1 und hatte Anspruch auf die höchs-

ten Unterstützungsleistungen aus den Strukturfonds und dem 

KASTEN 2
BIP-Leistung: Vergleich mit den Hauptwettbewerbern

Das Pro-Kopf-BIP (Bruttoinlandsprodukt) in KKS (Kaufkraftstandard) lag in den USA im Jahr 2004 60 % über dem Durch-

schnitt der EU-27 und 43 % über dem Durchschnitt der EU-15. Lediglich in zwei Mitgliedstaaten, Irland und Luxemburg, lag 

der entsprechende Wert über dem der USA. In Japan lag das Pro-Kopf-BIP im selben Jahr 19 % über dem Durchschnitt der 

EU-27, wobei in diesem Fall jedoch sechs Mitgliedstaaten den japanischen Wert übertrafen und fünf nur knapp darunter 

lagen. Zwischen 1995 und 2005 stieg das Pro-Kopf-BIP in der EU nahezu mit derselben Geschwindigkeit wie in den USA 

(2 % gegenüber 2,1 %) und doppelt so schnell wie in Japan.

Die regionalen Unterschiede im Pro-Kopf-BIP fallen in der EU-27 weit extremer aus als in den USA oder in Japan, besonders 

nach den beiden jüngsten Erweiterungen. In der EU ist das Pro-Kopf-BIP in der Region mit dem höchsten Wert 8-mal höher als 

in der Region mit dem niedrigsten. In den USA beträgt dieser Unterschied nur das Zweieinhalbfache, in Japan gerade einmal 

das Zweifache. Alle US-Bundesstaaten haben ein Pro-Kopf-BIP, das über dem EU-Durchschnitt liegt, in Japan triff t dies auf 40 

von 47 Regionen zu. Bei der Reduzierung der regionalen Unterschiede und der Gewährleistung des wirtschaftlichen und sozi-

alen Zusammenhalts steht die EU damit vor einer weitaus größeren Herausforderung als die USA oder Japan.

Die Unterschiede im Anstieg des Pro-Kopf-BIP in den Regionen der EU sind ebenfalls weitaus größer als in den USA. Wäh-

rend der Anstieg im Zeitraum 1997-2004 in der EU auf regionaler Ebene Werte zwischen unter 0 und über 8,6 % verzeich-

nete, bewegte er sich in den USA zwischen 0 und 3,6 %. Diese größeren Unterschiede im Anstieg stellen jedoch in gewisser 

Weise ein positives Merkmal dar, da in den Regionen mit niedrigem Einkommen der Nachholbedarf weitaus größer ist.

In China beträgt das Pro-Kopf-BIP in KKS nur ein Fünftel des EU-Durchschnitts, während es in Indien ein Achtel ist. In Ru-

mänien und Bulgarien, den Ländern mit dem niedrigsten Pro-Kopf-BIP in der EU, ist dieses immer noch mehr als doppelt 

so hoch wie in Indien und 50 % höher als in China. Diese beiden Länder holen jedoch im Vergleich zur EU sehr schnell auf. 

In Indien war der Anstieg des Pro-Kopf-BIP in den letzten 10 Jahren doppelt so hoch wie in der EU, in China war er 3-mal 

so hoch wie in der EU. Selbst wenn diese hohen Anstiegsraten aufrechterhalten werden können, wird es mehr als 40 Jahre 

dauern, bis sich das chinesische Pro-Kopf-BIP dem heutigen Niveau der EU annähert.

Trotz der enormen Unterschiede im Pro-Kopf-BIP zeigen sich in Indien und China ähnliche regionale Disparitäten wie in der 

EU. Sowohl in China als auch in Indien übertriff t die Region mit dem höchsten Pro-Kopf-BIP die Region mit dem niedrigsten 

Wert um das Siebenfache, während es in der EU das Achtfache ist. Mit Werten zwischen 1 % und 13 % entsprachen die 

Unterschiede im Anstieg des regionalen BIP in Indien zwischen 2000 und 2004 mehr oder weniger denen der EU, in China 

waren sie mit 6-11 % deutlich geringer.

Quelle: Europäische Kommission, Vierter Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, 2007

Mit dieser historischen Erweiterung vergrößerte sich die EU-

Bevölkerungszahl um 20 %, das EU-BIP stieg jedoch lediglich 

um 5 %. Mit der Erweiterung ergab sich ein stärkeres Gefälle 

in der Einkommens- und Beschäftigungsstruktur, da das durch-

schnittliche Pro-Kopf-BIP in diesen neuen Mitgliedstaaten we-
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Kohäsionsfonds. Die Bemühungen begannen jedoch bereits 

vor der Erweiterung, u. a. durch Instrumente zur Vorbereitung 

des Beitritts, um die Bewerberländer auf die Kohäsionspolitik 

vorzubereiten. Gemäß einem auf der Tagung des Europäischen 

Rates in Berlin im März 1999 getroff enen Beschluss wurden 

für die Kohäsionspolitik im Zeitraum 2000-2006 für die 15 Mit-

gliedstaaten Haushaltsmittel in Höhe von insgesamt 213 Mrd. 

EUR bereitgestellt. Eine zusätzliche Zuweisung von 22 Mrd. EUR 

wurde für die neuen Mitgliedstaaten über den Zeitraum 2004-

2006 bereitgestellt. Der Europäische Rat in Lissabon vereinbar-

te im März 2000 die „Strategie von Lissabon“, in der Wachstum, 

Beschäftigung und Innovation immer mehr zum Leitmotiv vie-

ler politischer Maßnahmen der EU wurden und einen Paradig-

menwechsel in der Kohäsionspolitik einleiteten.

Die bisher stärkste Konzentration von Mitteln auf die ärmsten 

Mitgliedstaaten und Regionen, die Einbeziehung aller Regio-

nen und ein Prioritätenwechsel hin zu Förderung von Wachs-

tum, Beschäftigung und Innovation – so lassen sich die größten 

Veränderungen der Kohäsionspolitik während des laufenden 

Zeitraums kurz zusammenfassen. In der EU der 27 Mitgliedstaa-

ten lebt derzeit jeder dritte Unionsbürger – insgesamt 170 Mil-

lionen Bürger – in einer der ärmsten Regionen, die im Rahmen 

des Ziels „Konvergenz“ gefördert werden. Die wirtschaftlichen 

und sozialen Unterschiede haben sich seit den jüngsten Erwei-

terungen wesentlich vergrößert. In Bezug auf das Pro-Kopf-

Einkommen ist Luxemburg derzeit 7-mal reicher als Rumänien. 

Beim Vergleich der Regionen sind die Unterschiede sogar noch 

bedeutender: Die reichste Region ist die Londoner Innenstadt 

mit 290 % des Pro-Kopf-Einkommens der EU-27, die ärmste der 

Nordosten Rumäniens mit 23 % des EU-Durchschnitts.

Der Europäische Rat verabschiedete im Dezember 2005 den 

Haushalt für den Zeitraum 2007-2013 und teilte den Struktur- und 

dem Kohäsionsfonds 347 Mrd. EUR zu. Davon sollen 81,5 % den 

„Konvergenz“-Regionen zufl ießen. Legt man vereinfachte Verfah-

ren zugrunde, so wurden fast alle 436 Programme, die sämtliche 

Regionen und Mitgliedstaaten der EU abdecken, vor Ende 2007 

genehmigt. Der grundlegende Prioritätenwechsel beinhaltet, 

dass ein Viertel der Mittel nunmehr für Forschung und Innovation 

und ungefähr 30 % für Umweltinfrastruktur und Maßnahmen zur 

Bekämpfung des Klimawandels vorgesehen sind.

Die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise hat die Aufmerksam-

keit erneut auf die Kohäsionspolitik und deren Möglichkei-

ten für die Beschleunigung des wirtschaftlichen Wiederauf-

schwungs in der EU gelenkt. Die Kohäsionspolitik investiert 

in die Realwirtschaft. Etwa 70 % des Gesamthaushalts für den 

Zeitraum 2007-2013 (250 Mrd. EUR) sind zweckgebunden für 

Investitionen in den vier prioritären Bereichen der Wachs-

tums- und Beschäftigungsstrategie der Union: Beschäfti-

gung, Wirtschaft, Infrastruktur und Energie sowie Forschung 

und Innovation. Diese Fokussierung ist von entscheidender 

Bedeutung, da diese Prioritäten zu einer raschen Konjunk-

turerholung beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit verbessern 

und die Union beim Übergang in eine emissionsarme Wirt-

schaft unterstützen. Durch Investitionen in prioritäre Infra-

strukturen, die Produktionskapazität der Unternehmen und 

in Humankapital kurbelt die Kohäsionspolitik kurzfristig die 

Binnennachfrage an, während mittelfristig der Schwerpunkt 

der Nachhaltigkeit erhalten bleibt. Auf diese Weise kann die 

Kohäsionspolitik einen wichtigen Beitrag zur Wiederherstel-

lung des Vertrauens in die Realwirtschaft leisten.

Mit ihren sicheren Finanzierungsquellen erweist sich die Ko-

häsionspolitik als schlagkräftiges Stabilitätsinstrument, da sie 

in mittel- und langfristige Strategien investiert, auf die regio-

nale und lokale Partner zählen können

HINTERGRUND
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D
ie Rechtsetzungsbefugnisse des Europäischen Parlaments bei Entscheidungen über 

die Strukturfonds haben von Jahr zu Jahr zugenommen:

Einheitliche Akte: 
Zusammenarbeit mit dem Rat bei der Annahme der allgemeinen Strukturfondsverord-

nung;

Vertrag von Maastricht: 
Verfahren der Zustimmung bei der Abstimmung über die allgemeine Verordnung;

Vertrag von Amsterdam: 
Mitentscheidung mit dem Rat bei der Annahme der Durchführungsbestimmungen für die 

allgemeine Verordnung;

Vertrag von Lissabon: 
Mitentscheidung mit dem Rat bei der Annahme der allgemeinen Verordnung.

Heute ist das Europäische Parlament maßgeblich an der Entscheidungsfi ndung, der Durch-

führung und der Überwachung im Bereich der Strukturfonds beteiligt. Nachfolgend werden 

die wichtigsten Initiativen des Ausschusses für regionale Entwicklung während der laufen-

den Wahlperiode aufgeführt.

15AKTIVITÄTEN DES PARLAMENTS

AKTIVITÄTEN DES PARLAMENTS
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KASTEN 3
Kompetenzen des Ausschusses für regionale Entwicklung

Der Ausschuss für regionale Entwicklung spielt eine wichtige Rolle bei der Gestaltung des Ansatzes des Europäischen 

Parlaments für die Entwicklung der Regionen in der EU-27. Er ist zuständig für die Überwachung der Anwendung der 

wichtigsten EU-Instrumente zur Finanzierung der regionalen Entwicklung und für die diesbezügliche Beratung des Parla-

ments. Der Ausschuss ist insbesondere zuständig für:

•  den EFRE, den Kohäsionsfonds und die anderen regionalpolitischen Instrumente der Union,

•  die Bewertung der Auswirkungen anderer Politiken der Union auf den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt,

•  die Koordinierung der Strukturinstrumente der Union,

•  die Gebiete in äußerster Randlage und die Inselgebiete sowie die grenzüberschreitende und die interregionale Zusam-

menarbeit,

•  die Beziehungen zum Ausschuss der Regionen, zu Organisationen der interregionalen Zusammenarbeit sowie zu den 

lokalen und regionalen Gebietskörperschaften,

•  die städtische Dimension der Regionalpolitik.

Neben der Vorlage von Berichten – wie den im folgenden Abschnitt aufgeführten – hat der Ausschuss die Aufgabe, die 

Beziehungen des Europäischen Parlaments zu anderen wichtigen Akteuren im Bereich der regionalen Entwicklung zu 

koordinieren. Der Ausschuss ist daher bestrebt, einen aktiven Dialog mit den entsprechenden Schlüsselorganisationen 

zu führen und zu gewährleisten, dass seine Arbeit für Bürger und in angrenzenden Bereichen tätige Akteure weitgehend 

zugänglich und verständlich ist.

Der Ausschuss triff t regelmäßig mit dem für regionale Entwicklung zuständigen Mitglied der Europäischen Kommission 

zusammen. Er unterhält im Auftrag des Parlaments zudem Beziehungen zum Ausschuss der Regionen und zum Europäi-

schen Wirtschafts- und Sozialausschuss. Deren Mitglieder werden regelmäßig zur Teilnahme an öff entlichen Anhörungen 

eingeladen, die der Ausschuss für regionale Entwicklung durchführt.

Quelle: Angaben des Verfassers.



Unterstützung der regionalen Solidarität: 
das europäische Parlament billigt 308 mrd.
Eur für die regionale Entwicklung

Eu-mittel für 
menschenwürdiges Wohnen

Im Juli 2006 gab das Parlament einem Paket der Hilfe für regio-

nale Entwicklung – den Strukturfonds – seine Zustimmung (1). 

Das Paket wurde nach teilweise hitzigen Verhandlungen ge-

schnürt, wobei das Europäische Parlament angesichts des 

Wunsches einiger Mitgliedstaaten nach einem abgespeckten 

Strukturfondspaket und sogar nach einer Kürzung des Ge-

samthaushalts der EU einen sehr konsequenten Standpunkt 

vertrat. Das Europäische Parlament bewirkte Veränderungen 

im Bereich Umwelt und nachhaltige Entwicklung; verbesserte 

die Zugangsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen 

und gestaltete die Konsultationsmechanismen auf lokaler 

Ebene weiter aus, um für eine möglichst breite Beteiligung an 

der Diskussion über die regionale Entwicklung zu sorgen.

1 Berichterstatter: K. HATZIDAKIS (EVP-ED, EL), C. FAVA (SPE, IT), A. ANDRIA (ALDE, IT), 

J. OLBRYCHT (EVP-ED, PL), J. A. SILVA PENEDA (EVP-ED, PT).

Durch den EFRE haben sich die Aussichten der EU-Bürger auf 

angemessenen und bezahlbaren Wohnraum verbessert, da 

die Mitgliedstaaten jetzt EU-Fördermittel für bestimmte Pro-

jekte zur Wohnungssanierung beantragen können. Die Mittel 

sind dazu bestimmt, Energie einzusparen und die Energieko-

sten zu senken, was zugleich der Umwelt zugute kommt. Im 

Mai 2007 sprach sich das Europäische Parlament nachdrück-

lich dafür aus, diese Möglichkeit ab 2009 auch den Altmit-

gliedstaaten einzuräumen (2). Ausgangspunkt war dabei der 

in allen EU-Mitgliedstaaten festzustellende akute Bedarf an 

angemessenem Wohnraum in den Städten, von denen sich 

viele gegenwärtig mit dem Verfall der Bausubstanz und den 

Folgen sozialer Ausgrenzung konfrontiert sehen.

2 Berichterstatter: A. ANDRIA (ALDE, IT).
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EU-Solidarität: 
Mittel zur bekämpfung von Terroranschlägen
und gefahren für die öffentliche gesundheIt

Stärkung der Innovationsfähigkeit
der EU

Im Mai 2006 beschloss das Europäische Parlament eine Aus-

weitung des Anwendungsbereichs des Europäischen Solida-

ritätsfonds, der sich künftig auf die Folgen von Terroranschlä-

gen, Krisensituationen größeren Ausmaßes im Bereich der 

öff entlichen Gesundheit und Industrieunfälle (3) erstrecken 

soll. Der Solidaritätsfonds war 2002 nach den großen Über-

schwemmungen in Mitteleuropa eingerichtet worden. Aus 

dem Solidaritätsfonds können Mitgliedstaaten jährlich bis zu 

1 Mrd. EUR gewährt werden, um ihnen zu helfen, Katastro-

phen wie Überschwemmungen, Brände oder Dürren schneller 

zu bewältigen. Das Europäische Parlament hat Maßnahmen 

beschlossen, um möglichst rasch fi nanzielle Hilfe z. B. zur un-

verzüglichen medizinischen Versorgung und zum Schutz der 

Öff entlichkeit bereitzustellen, ohne jedoch jenen, die für Um-

weltkatastrophen verantwortlich sind, die z. B. durch Indus-

trieunfälle oder technisches Versagen ausgelöst wurden, die 

Möglichkeit zu geben, sich aus der Verantwortung zu stehlen 

(„Verursacherprinzip“).

3 Berichterstatter: R. BEREND (EVP-ED, DE).

Der dynamische und interaktive Prozess des Ausbaus der Inno-

vationsfähigkeit der EU war Gegenstand eines Initiativberichts, 

der im Mai 2007 vom Europäischen Parlament angenommen 

wurde (4). Empfohlen wurden darin u. a. ein kostengünstiger 

oder freier Zugang zum Breitband-Internet und die Förderung 

der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen regio-

nalen Interessenvertretern aus dem Hochschulwesen und aus 

der Wirtschaft. Im Interesse einer engeren Kooperation zwi-

schen den verschiedenen Sektoren sollte auch die Entstehung 

von „Clustern“ von Forschungszentren und Unternehmen un-

terstützt werden. An die Kommission und die Mitgliedstaaten 

erging die Auff orderung, für alle EU-Bürger Chancengleichheit 

beim Zugang zur Bildung auf allen Ebenen zu gewährleisten. 

Des Weiteren gilt es, für einen besseren Zugang zu informati-

onsgestützter Arbeit zu sorgen und geeignete Mechanismen 

für die Finanzierung und das Risikomanagement zu schaff en, 

möglicherweise parallel zu den bestehenden Instrumenten der 

Europäischen Investitionsbank/des Europäischen Investitions-

fonds wie Jaspers, Jeremie und Jessica.

4 Berichterstatter: M. E. JANOWSKI (UEN, PL).
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Abgeordnete gegen nicht gerechtfertigte 
Standortverlagerungen

Rückendeckung für 
den Friedensprozess in Nordirland

Im Rahmen ihrer Aufgabe, Maßnahmen der regionalen Ent-

wicklung zu verfolgen, die den wirtschaftlichen und sozialen 

Zusammenhalt in der EU stärken sollen, nahmen die Mitglie-

der des Europäischen Parlaments im März 2006 einen Bericht 

an, in dem die Europäische Kommission aufgefordert wurde, 

Sanktionen gegen Unternehmen zu verhängen, die nicht ge-

rechtfertigte Standortverlagerungen vornehmen (5). Damit 

sind Firmen gemeint, die eine EU-Finanzhilfe im Rahmen ei-

nes Gesamtpakets mit regionaler Zielsetzung erhalten und 

dann innerhalb eines Zeitraums von sieben Jahren Unterneh-

mensteile verlagern. Ein wesentlicher Einwand des Europäi-

schen Parlaments gegen diese Praxis ist der drohende Verlust 

von Arbeitsplätzen in Regionen, die ohnehin von einem wirt-

schaftlichen Niedergang schwer betroff en sind – gerade die 

Art von Regionen, die durch die EU-Regelungen unterstützt 

werden sollen. Die Abgeordneten stellten sich hinter die Auf-

forderung an die Kommission, die Rückzahlung von staatli-

chen Beihilfen zu verlangen, wenn die betreff enden Unter-

nehmen vorzeitig Standortverlagerungen beschließen.

5 Berichterstatter: A. HUTCHINSON (PES, BE).

Das Europäische Parlament hat Nordirland in seinen Bemü-

hungen um Frieden und Versöhnung unablässig unterstützt. 

Angesichts des Beitrags, den der Internationale Fonds für 

Irland zum wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt und 

zur Förderung des Dialogs zwischen Nationalisten und Uni-

onisten in ganz Irland leistet, stimmte das Europäische Par-

lament 2006 für die Verlängerung der Finanzhilfe an den IFI 

bis zu dessen Aufl ösung im Jahr 2010. Das Parlament stimmte 

2008 für einen Bericht, in dem die positiven Ergebnisse und 

beispielhaften Konzepte der bisherigen PEACE-Programme 

gewürdigt wurden (6). Seit 1995 sind im Rahmen von PEACE-

Programmen dreier Generationen Mittel von insgesamt mehr 

als 2 Mrd. EUR an eine Vielzahl von Sektoren und Gruppen 

gegangen, und es wurden verschiedene Bevölkerungsteile in 

die Lage versetzt, sich zusammenzutun und Brücken zu schla-

gen.

6 Berichterstatterin: B. DE BRÚN (GUE-NGL, UK).
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Territoriale Vielfalt in stärke Verwandeln

An das von der Europäischen Kommission vorgelegte Grün-

buch zum territorialen Zusammenhalt (7) schloss sich eine 

umfangreiche öff entliche Konsultation mit regionalen und lo-

kalen Gebietskörperschaften, Vereinigungen, NRO und der Zi-

vilgesellschaft an, die eine Vertiefung des gemeinsamen Ver-

ständnisses dieses neuen Konzepts und seiner Konsequenzen 

für die künftige Regionalpolitik der EU zum Ziel hatte. Im Feb-

ruar 2009 stellte das Europäische Parlament in einem Initiativ-

bericht seine Ansichten zu einer möglichen Neuausrichtung 

der Kohäsionspolitik vor und betonte, dass das Ziel in einer 

integrierten territorialen Politik besteht, die eine ausgewoge-

ne Nutzung der territorialen Ressourcen gewährleistet und 

deren Über- oder Unterbeanspruchung vermeidet. Nach Mei-

7 Berichterstatter: L. VAN NISTELROOJI (EVP-ED, NL).

nung der Abgeordneten darf sich der territoriale Zusammen-

halt nicht auf die Wirkungen der Regionalpolitik der EU im 

Gebiet der Europäischen Union beschränken, sondern muss 

auch einen Schwerpunkt bei anderen sektoralen Gemein-

schaftspolitiken mit nachhaltigen territorialen Auswirkungen 

bilden. In dem Dokument wird ferner gefordert, Gebieten mit 

spezifi schen geografi schen Merkmalen besondere Aufmerk-

samkeit zu widmen, um die Entwicklung anzukurbeln und 

einen gleichberechtigten Zugang zu Diensten der Daseinvor-

sorge für alle Bürger der EU zu garantieren.
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Kohäsionspolitik kann Europa wieder
auf die Beine helfen

Als Reaktion auf die aktuelle Finanzkrise und die Konjunkturfl au-

te in Europa legte die Europäische Kommission am 26. Novem-

ber ein weitreichendes Konjunkturprogramm für Europa vor. Zu 

diesem Programm leistet die Kohäsionspolitik einen wichtigen 

Beitrag. Es wurde eine Reihe von legislativen Maßnahmen ein-

geleitet, um die Projektdurchführung vor Ort zu beschleunigen 

und in der Wirtschaft Vertrauen und Dynamik zu schaff en:

Neue förderfähige Kosten im Rahmen des 
ESF (8):
Das Europäische Parlament schlug vor, die Finanzierung auf 

der Grundlage von Pauschalsätzen auf die direkten Kosten 

auszudehnen, seinen Anwendungsbereich auf die Standar-

deinheitskosten zu erweitern und den Einsatz von Systemen 

zur Zahlung von Pauschalbeträgen zuzulassen.

Finanzverwaltung des EFRE, des ESF und 
des Kohäsionsfonds (9):
Die vorgeschlagenen Änderungen betreff en im Wesentlichen 

8 Berichterstatterin: J. MADEIRA (PES, PT).

9 Berichterstatterin: I. GARCIA PEREZ (PES, ES).

fünf Artikel, in denen es um Finanzierungstechniken, die För-

derfähigkeit von Ausgaben, Großprojekte und die Erhöhung 

von Vorschüssen für 2009 geht, um regionale Entwicklungs-

projekte durch Beschleunigung der Finanzierung, Förde-

rung der Liquidität und Vereinfachung der Umsetzung zu 

unterstützen. Die Flexibilität bei der Verteilung der gemein-

schaftlichen und der nationalen Anteile an der Finanzierung 

über den gesamten Programmplanungszeitraum wird den 

nationalen Volkswirtschaften einen unmittelbaren Cashfl ow 

zur Verfügung stellen, der sich bei der Lösung des Problems 

knapper Haushaltsmittel als hilfreich erweisen sollte.

Förderfähigkeit von Energieeffi zienzausgaben 
im Rahmen des EFRE (10):
Die Änderung der Vorschriften würde bedeuten, dass EFRE-

Mittel genutzt werden können, um staatliche Systeme auf 

nationaler und lokaler Ebene mitzufi nanzieren, bei denen es 

z. B. um die Installation von Doppelverglasungen, Fassaden-

dämmungen und Sonnenkollektoren für Wohngebäude geht, 

oder um den Ersatz alter Anlagen durch energiesparendere 

neue in allen Mitgliedstaaten. Derzeit können aus dem EFRE 

derartige Vorhaben nur in den neuen (EU-12) Mitgliedstaa-

ten fi nanziert werden, und die Gelder dürfen bislang nur für 

gemeinschaftlich genutzte Gebäudeteile (oder das gesamte 

Gebäude im Falle sozialen Wohnungsbaus) in benachteiligten 

Stadtgebieten verwendet werden.

10 Berichterstatter: E. ANGELAKAS (EVP-ED, EL).
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AUSBLICK

D
as Regionalgefälle im Hinblick auf Wirtschaftsleistung und Einkommen ist in der Europä-

ischen Union, insbesondere nach den jüngsten Erweiterungen, wesentlich stärker aus-

geprägt als in vergleichbaren Volkswirtschaften wie den USA oder Japan. Die reichsten 

Regionen sind 8-mal so wohlhabend wie die ärmsten Regionen. Von daher wird die dringlichste 

Aufgabe der Kohäsionspolitik weiterhin darin bestehen, Integration und Konvergenz der neuen 

Mitgliedstaaten – trotz der beeindruckenden BIP-Wachstumsraten in den letzten Jahren – vor-

anzutreiben. So fi el das Wachstum in den Ländern, die zwischen 1994 und 2006 zu den größten 

Nutznießern der Politik zählten, d. h. Griechenland, Spanien, Irland und Portugal, deutlich aus, 

obschon bestimmte südeuropäische Regionen sowie Ostdeutschland und Randgebiete noch 

immer Nachholbedarf aufweisen. Vereinfacht ausgedrückt bleibt das regionale Einkommens-

gefälle in der EU zwischen Ost und West am stärksten. Schwächer ausgeprägt sind das Nord-

Süd-Gefälle sowie das Kern-Peripherie-Muster auf Ebene der EU und der Einzelstaaten.

Vor dem Hintergrund der aktuellen globalen Turbulenzen am Finanzmarkt und in der Wirt-

schaft ist die Zukunft der Weltwirtschaft ungewisser denn je. Bei dieser Sachlage ist es umso 

wichtiger zu klären, inwieweit die Politiken der Gemeinschaft auf die Herausforderungen 

der europäischen Regionen in den nächsten Jahren zugeschnitten sind und welche Rolle sie 

erfüllen müssen, um diese Herausforderungen zu bewältigen.

Der Refl exionsprozess über die Zukunft der Kohäsionspolitik erfolgt vor dem Hintergrund der 

Haushaltsüberprüfung im Anschluss an das 2005/2006 erhaltene Mandat, „eine vollständige, 

weitreichende Überprüfung sämtlicher Aspekte der EU-Ausgaben … vorzunehmen” (11).

11 Dritte Erklärung im Anhang zur Interinstitutionellen Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 

Europäischen Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsführung, ABl. C 139 vom 14.6.2006, 

S. 15.

AUSBLICK
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In diesem Zusammenhang gilt es, die neuen politischen He-

rausforderungen zu berücksichtigen, die die künftigen Maß-

nahmen der Union entscheidend beeinfl ussen könnten, und 

den Mehrwert der EU-Finanzierung unter die Lupe zu neh-

men. Unter den beschriebenen Herausforderungen könnten 

die folgenden fünf für die europäischen Regionen von beson-

derer Relevanz sein:

Die Globalisierung
befl ügelt den wissenschaftlichen und technologischen Fort-

schritt und verdeutlicht die Bedeutung der europäischen Di-

mension mehr denn je, wenn es um die Förderung von Wis-

sen, Mobilität, Wettbewerbsfähigkeit und Innovation geht. 

Die Eröff nung großer neuer Märkte schaff t umfangreiche 

neue Chancen für die europäischen Bürgerinnen und Bürger, 

wird aber gleichzeitig die Fähigkeit Europas auf den Prüfstand 

stellen, sich weiter an strukturelle Veränderungen anzupassen 

und die sozialen Folgen dieses Wandels zu bewältigen. Der 

Übergang zu einer wissens- und dienstleistungsorientierten 

Wirtschaft verläuft genauso einschneidend wie der einstige 

Wechsel von der Agrar- zur Industriewirtschaft.

Der demografi sche Wandel
wird die Alters- und Beschäftigungsstruktur unserer Gesell-

schaften verändern. Dies wird wichtige Fragen zu ökonomi-

scher Effi  zienz und der Gerechtigkeit zwischen den Genera-

tionen aufwerfen. Da Europa zudem an einige der ärmsten 

Regionen weltweit angrenzt – die unter Klimawandel und Res-

sourcenverknappung am stärksten leiden könnten –, wird sich 

der Migrationsdruck hier besonders stark bemerkbar machen.

Der Klimawandel
genießt aufgrund seiner ökologischen und sozialen Auswir-

kungen auf Europa auf der europäischen Agenda inzwischen 

höchste Priorität. Dabei obliegt es den politischen Verantwor-

tungsträgern, diesen Herausforderungen bestmöglich mit-

hilfe des EU-Instrumentariums entgegenzutreten. Dies gilt 

für Initiativen zur Bekämpfung des Klimawandels, indem die 

Treibhausgasemissionen reduziert werden, aber auch für die 

Notwendigkeit von Maßnahmen, um eine Anpassung an die 

Folgen des Klimawandels zu gewährleisten.

Sichere, nachhaltige und wettbewerbsfähige 
Energie
stellt eine der wichtigsten Herausforderungen der Gesellschaft 

dar. Die Angebotsknappheit, die erhöhte globale Nachfrage 

und die Notwendigkeit zur Senkung der Emissionen haben 

ein neues Bewusstsein für die Notwendigkeit geschaff en, in 

Europa langfristig zu einer emissionsarmen Wirtschaft über-

zugehen.

Die Finanzkrise und die wirtschaftliche Rezes-
sion
lassen die zentrale Stellung der EU für die Sicherung des wirt-

schaftlichen und sozialen Wohls der Europäer wieder deut-

lich hervortreten. Gemeinsam bemühen sich Parlament und 
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Kommission darum, die Auswirkungen auf das Wachstum zu 

begrenzen, diejenigen zu unterstützen, die ihren Arbeitsplatz 

verlieren, und die EU-Wirtschaft bestmöglich auf den Kon-

junkturumschwung vorzubereiten. Daher müssen viele Kern-

ziele der Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung 

weiterverfolgt werden: Entlastung der kleinen und mittleren 

Unternehmen, damit sie sich ganz auf ihre Geschäftstätigkeit 

konzentrieren können; Schulungs- und Umschulungsmaß-

nahmen, um die für die Wirtschaft von morgen notwendigen 

Fähigkeiten zu fördern; Investitionen in Forschung und Ent-

wicklung.

Zusammen werden sich diese Herausforderungen in den 

nächsten Jahren auf die Entwicklung der europäischen Volks-

wirtschaften und Gesellschaften auswirken. In einer globa-

len Welt reicht die einfache Umverteilung der fi nanziellen 

Ressourcen von einem Ort zum anderen nicht aus, um den 

Anschluss zu schaff en. Stattdessen brauchen wir eine ausge-

feilte Entwicklungspolitik, die die endogene Entwicklung der 

Regionen fördert. Ausgehend davon bleibt die Kohäsionspo-

litik eine zentrale Politik der Union, insbesondere im Hinblick 

darauf, dass die weitere Entwicklung des Binnenmarktes mit 

der Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 

Zusammenhalts in der gesamten Gemeinschaft einhergehen 

muss. Daraus lassen sich drei verschiedene Aufgaben im Be-

reich der Kohäsionspolitik ableiten:

Zunächst einmal erfordert ein integrierter Ansatz, dass die Art 

und Weise, wie die Strukturfonds derzeit durchgeführt wer-

den, gründlich analysiert wird. Der Schwerpunkt sollte dabei 

auf der unlängst vollzogenen Ausgliederung der ländlichen 

Entwicklung aus der europäischen Kohäsionspolitik liegen. 

Ferner ist darüber zu sprechen, ob eine bessere Koordinie-

rung der Durchführungsmodi von EFRE, ESF und Kohäsions-

fonds nicht zu einer kohärenteren strategischen Entwicklung 

beitragen würde. Vielleicht sollte das der erste Schritt in der 

Behandlung des Themas des territorialen Zusammenhalts 

sein.

Zweitens sollte geprüft werden, wie man die regionale und 

lokale Dimension sowohl bei der Planung als auch bei der 

Durchführung von Programmen stärken kann. Jetzt wäre der 

richtige Zeitpunkt, da der neue EU-Vertrag eine neue Defi ni-

tion der europäischen Subsidiarität vorsieht und dabei die 

Rolle der regionalen und lokalen Akteure hervorhebt. So gibt 

es vor allem auf lokaler Ebene noch enorme Wachstumsreser-

ven, die durch breitere Nutzung von Instrumenten, wie loka-

len Zuschüssen und Mechanismen der Ordnungspolitik (wie 

lokalen Partnerschaften), erschlossen werden könnten.

Und schließlich muss die Kohäsionspolitik stärker ergebniso-

rientiert sein, wobei Leistungskriterien das Wesen der Maß-

nahmen und die kohäsionspolitischen Ziele widerspiegeln 

sollten. Nicht zuletzt aufgrund der enormen Unterschiede 

zwischen den regionalen Volkswirtschaften dürfte es schwie-

rig sein, sich auf neue Evaluierungskriterien und neue Indi-

katoren zu einigen. Es ist jedoch ratsam, neue Mechanismen 

und Indikatoren zu beschließen, um die Leistungsfähigkeit 

der Politik, den Mehrwert und ihre Ergebnisse besser nach-

weisen zu können.

AUSBLICK
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KASTEN 4
Die nächsten Legislativverfahren und Mitteilungen der Europäischen Kommission

Sechster Zwischenbericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt: Der Bericht wird auf der Grundlage der • 

neuesten statistischen Angaben über den aktuellen Stand der öff entlichen Debatte zur Kohäsionspolitik und über die Lage 

und Tendenzen in europäischen Regionen in bestimmten Schlüsselbereichen informieren.

EU-Solidaritätsfonds – Jahresbericht 2008: Der Bericht wird über die Mobilisierung des Solidaritätsfonds der EU für Katastrophen • 

in Mitgliedstaaten und Kandidatenländern sowie die Durchführung der Finanzhilfe im zurückliegenden Jahr informieren.

Entwurf einer Verordnung der Kommission zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 vom 8. Dezember 2006 zur • 

Festlegung von Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates mit allgemeinen Bestimmungen 

über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und der 

Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Fonds für regionale Ent-

wicklung: Das Ziel der Abänderung besteht in der Vereinfachung und Präzisierung bestimmter Vorschriften der Verordnung 

auf der Grundlage von Erfahrungen, die bei der Durchführung von Programmen im Bereich der Kohäsionspolitik seit Anlauf 

des Programmplanungszeitraums 2007-2013 bis jetzt gesammelt wurden.

20. Jahresbericht über die Durchführung der Strukturfonds (2008): Bericht über die Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 • 

im zurückliegenden Jahr.

Jahresbericht über den Kohäsionsfonds (2008): Im Mittelpunkt des Berichts wird die Durchführung von im Rahmen des Pro-• 

grammplanungszeitraums 2000-2006 beschlossenen Projekten stehen: Verwendung der Mittel; Abschluss von Vorhaben; 

Durchführung in den begünstigten Mitgliedstaaten; Konditionalität; Kontrollen; Unregelmäßigkeiten; Bewertung; Information 

und Kommunikationstätigkeit.

Ex-post-Bewertung des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 2000-2006: 2007 wurde eine Reihe abgestufter und • 

miteinander verbundener Bewertungen eingeleitet, deren Ergebnisse 2009 veröff entlicht werden sollen. Den Höhepunkt soll 

schließlich ein Synthesebericht bilden, dessen Veröff entlichung für Anfang 2010 vorgesehen ist.

Mitteilung der Kommission über Fortschritte bei der Erfüllung der Ziele der Kohäsionspolitik zur Unterstützung der Lissabon-• 

Strategie für Wachstum und Beschäftigung: Aufbauend auf der Mitteilung, die im Rahmen der strategischen Überprüfung der 

Lissabon-Agenda 2007 verabschiedet wurde, wird die Mitteilung über die ersten 12-18 Monate der Umsetzung der neuen 

Programme informieren.
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KASTEN 4
Die nächsten Legislativverfahren und Mitteilungen der Europäischen Kommission

Mitteilung über eine EU-Strategie für den Ostseeraum: Auf Wunsch des Rates wird die Kommission eine umfassende Strategie • 

für den Ostseeraum vorlegen.

Mitteilung über das Paket zur Europäischen Nachbarschaftspolitik: Das Paket wird eine Rahmenmitteilung und zwölf Aktions-• 

pläne umfassen.

Mitteilung über die Überprüfung des Haushalts: Es soll geprüft werden, welche Reformen notwendig sind, um den Beitrag • 

Europas zur Bewältigung wichtiger Herausforderungen im nächsten Jahrzehnt unter Zugrundelegung der Grundsätze des 

Mehrwerts beim Verfolgen des gemeinsamen Interesses und der Wirksamkeit der Ausgaben zu erhöhen, und wie dieser Beitrag 

zu fi nanzieren ist.

Quelle: Legislativ- und Arbeitsprogramm der Kommission 2009.

AUSBLICK
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DIE FACHABTEILUNG

DIE FACHABTEILUNG

ÜBER UNS

Fachabteilungen sind Forschungsstellen, die die parlamentarischen Gremien bei der Er-

füllung ihrer legislativen und institutionellen Aufgaben unterstützen. Sie wurden 2004 auf 

Beschluss des Präsidiums gebildet, um die parlamentarische Tätigkeit wissenschaftlich zu 

begleiten und die Unterstützung der Ausschüsse zu verbessern. Ihr Hauptziel besteht da-

rin, die für eine bessere Rechtsetzung erforderlichen Instrumente bereitzustellen. Derzeit 

gibt es fünf Fachabteilungen, die sämtliche Zuständigkeitsbereiche der parlamentarischen 

Ausschüsse und anderer Gremien abdecken und wie folgt aufgeteilt sind: Wirtschafts- und 

Wissenschaftspolitik (Fachabteilung A), Struktur- und Kohäsionspolitik (Fachabteilung B), 

Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten (Fachabteilung C), Haushaltsangele-

genheiten (Fachabteilung Budg) und Außenbeziehungen (Fachabteilung Expo).

Die Fachabteilung B: Struktur- und Kohäsionspolitik ist für folgende Bereiche zuständig: 

Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, Kultur und Bildung, Fischerei, regionale Entwick-

lung sowie Verkehr und Fremdenverkehr.

INTERNE ODER EXTERNE SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN

Sachverständigengutachten können intern oder extern erstellt werden. Die Fachabteilung 

prüft bei einer Anfrage eines parlamentarischen Ausschusses, ob es möglich ist, die entspre-

chenden Untersuchungen intern durchzuführen. Ein beträchtlicher Teil der bereitgestellten 

Dokumente wird folglich von den zuständigen Mitarbeitern der Fachabteilung B erarbeitet. 

Ist dies nicht möglich, führt die Fachabteilung B Ausschreibungen durch, die hinsichtlich 

Komplexität und Zeitrahmen unterschiedlich sind. Sie werden von den zuständigen Mitar-

beitern der Fachabteilung B unter strikter Einhaltung der Vorschriften der Haushaltsordnung 

– Transparenz, Nichtdiskriminierung und ordnungsgemäße Rechnungsführung – durchge-

führt und verwaltet.

UNSER ANGEBOT

Die Fachabteilung B bietet eine breite Palette von wissenschaftlichen Dienstleistungen an, 

die genau auf die Bedürfnisse des Ausschusses für regionale Entwicklung abgestimmt sind. 

Es folgt eine kurze Beschreibung unseres Angebots.
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Themenpapiere
Themenpapiere sind kurze Beiträge zu Fragen, die die Arbeit 

des Ausschusses für regionale Entwicklung und/oder das Ta-

gesgeschehen betreff en. Dieses Instrument wird vor allem 

genutzt, um die Überlegungen der Abgeordneten bei der Er-

arbeitung eines Berichts, die Vorbereitung offi  zieller Besuchs-

reisen oder die Organisation wichtiger Ereignisse in Verbin-

dung mit europäischen Fragen zu unterstützen.

Interne Themenpapiere werden von der Fachabteilung B inner-

halb sehr kurzer Fristen und mit großer Flexibilität erarbeitet. 

Externe Sachverständige können ebenfalls mit der Erarbeitung 

von Themenpapieren (zu sehr fachspezifi schen Themen oder 

zu Themen, zu denen kaum Erkenntnisse vorliegen) beauftragt 

werden. Ihre Auswahl erfolgt durch Ausschreibungen.

Studien
Studien sind detailliertere Beiträge, die im Allgemeinen im 

Zusammenhang mit einem anstehenden Legislativvorschlag 

oder einem Initiativbericht erarbeitet werden. Sie sind das 

am häufi gsten genutzte Instrument. Studien werden von 

Sachverständigen erarbeitet, die von der Fachabteilung B 

durch Ausschreibungen ausgewählt werden. Aufgrund des 

Vertragscharakters dieses Instruments ist mit längeren Fristen 

zu rechnen. Studien werden grundsätzlich dem Ausschuss für 

regionale Entwicklung vorgelegt. Gelegentlich gehen sie ei-

ner öff entlichen Anhörung voraus, für die die Fachabteilung B 

ebenfalls Unterstützung anbieten kann.

Folgenabschätzungen
Die Ausschüsse können im Falle von wesentlichen Änderungen 

an Legislativvorschlägen Folgenabschätzungen vornehmen, so-

weit dies angebracht und für das Legislativverfahren erforderlich 

erscheint. Sie können ferner Folgenabschätzungen über die Um-

setzung europäischer Rechtsvorschriften in den verschiedenen 

Mitgliedstaaten beantragen. Diese Folgenabschätzungen wer-

den von externen Sachverständigen durchgeführt.

Workshops
Der Zweck von Workshops besteht darin, unabhängige Sach-

verständigengutachten in Form eines schriftlichen Beitrags 

zu erstellen, der mündlich vorgetragen und mit den Abgeord-

neten und anderen Sachverständigen diskutiert wird. In Ver-

bindung mit einem Workshop können auch Themenpapiere 

und Studien angefordert werden, die bei Ausschussdebatten 

als Hintergrunddokumente dienen.

Expertengremien
Bei einem Expertengremium handelt es sich um eine Gruppe 

externer Sachverständiger, die gebildet wird, um die Abge-

ordneten regelmäßig mit schriftlichen Beiträgen – zumeist in 

Form von kurzen Hintergrundinformationen – zu beliefern. 

Soweit erforderlich nehmen Sachverständige auch an Aus-

schusssitzungen teil, um den Ausschuss zu informieren und 

zu beraten. Die Aufzeichnungen und Protokolle derartiger Sit-

zungen werden im Allgemeinen zu Berichten zusammenge-

stellt und können auf der Intranet-Seite der Fachabteilung B 

eingesehen werden.

Kurzdarstellungen
Die Kurzdarstellungen dienen dem Zweck, einem breiten Pub-

likum einen Überblick über die Aktivitäten der EU und des Par-

laments zu vermitteln. Die Kurzdarstellungen über die Europäi-
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sche Union zählen zu den populärsten Veröff entlichungen des 

Europäischen Parlaments, und die Online-Version zählt zu den 

am häufi gsten angeklickten Links auf der Europarl-Website.

Jede Kurzdarstellung befasst sich mit einem speziellen The-

ma. Sie werden vom zuständigen Mitarbeiter der jeweiligen 

Fachabteilung erarbeitet, und für ihre Gesamtkoordination 

ist ein Ausschuss für Veröff entlichungen zuständig. Kurzdar-

stellungen sind online in Deutsch, Englisch und Französisch 

verfügbar. Gedruckt sind sie in Deutsch, Englisch, Französisch, 

Italienisch, Polnisch und Spanisch sowie als mehrsprachige 

CD-Rom in 21 Sprachen erhältlich (bitte fordern Sie ein Ex-

emplar beim Referat Auslieferung an).

ANTRÄGE

Die parlamentarischen Ausschüsse können einen Antrag auf 

Erstellung des Sachverständigengutachtens, das sie auf der 

Grundlage ihrer politischen Schwerpunkte benötigen, stel-

len (Berichte, Anhörungen, Delegationen usw.). Im Anschluss 

an die Entscheidung der Koordinatoren in Bezug auf externe 

Sachverständigengutachten ist durch den Ausschuss für regi-

onale Entwicklung ein schriftlicher Antrag an die Fachabtei-

lung B zu richten.

DURCHSCHNITTLICHE FRISTEN

Die Fristen richten sich nach der Komplexität des angefor-

derten Sachverständigengutachtens. Für ein Themenpapier 

beträgt sie gewöhnlich zwischen 3 und 6 Wochen. Aufgrund 

des Vertragscharakters der Verfahren für die Erstellung ei-

nes externen Sachverständigengutachtens ist mit längeren 

Fristen zu rechnen. Auszugehen wäre daher von 4-12 Mo-

naten. Bitte setzen Sie sich dazu im Einzelfall mit uns in Ver-

bindung.

FINANZMITTEL

Den parlamentarischen Ausschüsse wird ein jährlicher Etat 

zugebilligt, aus dem die extern durchgeführten Forschungs-

arbeiten zu fi nanzieren sind. Die Höhe des Budgets richtet 

sich nach der Größe des Ausschusses, der die Mittel ohne vor-

herige Zustimmung anderer parlamentarischer Stellen in An-

spruch nehmen kann. Der Etat des Ausschusses für regionale 

Entwicklung für die Erstellung externer Sachverständigengut-

achten belief sich 2008 auf 444 300 EUR. Zusätzlich standen 

90 000 EUR zur Finanzierung aller angeforderten Sachverstän-

digengutachten bereit.

UNSERE QUALITÄTSCHARTA

Die Fachabteilung B bietet ein umfassendes Angebot an wis-

senschaftlichen Leistungen an, die die parlamentarische Ar-

beit maßgeblich unterstützen.

Integrität, Unabhängigkeit und Qualität sind die Grundprin-

zipien unserer Tätigkeit. Integrität bedeutet die konsequen-

te Einhaltung höchster ethischer Prinzipien und berufl icher 

Standards. Unabhängigkeit bedeutet die Bereitstellung soli-

der Fachkompetenz ohne jeglichen Druck. Qualität bedeutet 

das Anstreben eines Höchstmaßes an Professionalität.
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Diese Prinzipien bilden die Grundlage unserer von Kompe-

tenz und Verantwortlichkeit gekennzeichneten Kultur und 

sind prägend für die Kontrollen und Verfahren unserer täg-

lichen Arbeit.

Wir achten daher streng darauf, dass wir den höchsten Stan-

dards der Professionalität – in Bezug auf Unabhängigkeit, 

Ethik und sonstige berufl iche Anforderungen – gerecht wer-

den und uns so verhalten, dass wir das Vertrauen der Abge-

ordneten nicht enttäuschen und ihr Renommee gestärkt 

wird. Ausgehend davon lassen wir auch andere Institutionen, 

nationale Parlamente, wissenschaftliche Einrichtungen und 

Interessengruppen vor Ort an unserem Wissen und unseren 

Erfahrungen teilhaben.

Die Bewahrung des Vertrauens der Abgeordneten und der 

parlamentarischen Gremien zählt zu unseren wichtigsten 

Prioritäten und wirkt sich folglich auf jeden Aspekt unserer 

Tätigkeit aus.

SO FINDEN SIE UNS

Alle unsere Dokumente – mit Ausnahme der als vertraulich 

eingestuften Dokumente – können online oder vor Ort in der 

Bibliothek eingesehen werden.

Internet
www.europarl.europa.eu/studies

Intranet
www.europarl.ep.ec

IPOLnet → Direktion B → Fachabteilung B

Kurzdarstellungen
www.europarl.europa.eu/factsheets

Ein Katalog unserer Publikationen steht auf unserer Home-

page (im Intranet) zu Ihrer Verfügung.

Gedruckte Exemplare können angefordert werden. In der 

dritten Etage des ASP-Gebäudes liegen zahlreiche Broschü-

ren unserer jüngsten Publikationen aus, bei denen Sie sich 

gern bedienen können.

Wir geben monatlich einen Newsletter heraus, der in aller 

Kürze über unsere neuesten Veröff entlichungen und Veran-

staltungen informiert.

Wenn Sie weitere Informationen benötigen oder unseren 

Newsletter abonnieren möchten, schicken Sie bitte eine

E-Mail an folgende Adresse: 

poldep-cohesion@europarl.europa.eu.
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LITERATUR

LITERATUR 

Z
ur Unterstützung der Debatte im Ausschuss für regionale Entwicklung und zur Mitgestal-

tung der unterschiedlichen Fachbereichsdiskussionen hat die Fachabteilung B eine Reihe 

von Studien und Themenpapiere erstellt. Die Studien sind im Allgemeinen in Deutsch, 

Englisch und Französisch mit einer Zusammenfassung in allen Amtssprachen erhältlich.

Nachfolgend fi nden Sie eine Auswahl dieser Dokumente. Die vollständige Liste kann auf un-

serer Homepage im Intranet eingesehen werden.

Schrumpfende Regionen: ein demografi scher und territorialer Paradigmenwechsel

UMS RIATE, LIG, IGEAT, Universität Umeå, Universität Neapel, Cuguat – Tigris, 

Studie: DE/EN/FR, 2008

Die Auswirkungen des Tourismus auf Küstengebiete: Aspekte der regionalen 

Entwicklung

CSIL, Studie: DE/EN/FR, 2008

Bewährte Verfahren im Bereich der Regionalpolitik und Hemmnisse für die 

Inanspruchnahme der Strukturfonds

Eurofocus, Studie: DE/EN/FR, 2008

Governance und Partnerschaft in der Regionalpolitik

ÖIR-Managementdienste GmbH, Schuman Associates, Studie: DE/EN/FR, 2008

Follow-up der territorialen Agenda und der Charta von Leipzig: ein europäisches 

Aktionsprogramm für Raumentwicklung und territorialen Zusammenhalt

ÖIR-Managementdienste GmbH, Studie: DE/EN/FR, 2007

Regionale Ungleichheiten und Kohäsion: Strategien für die Zukunft

Nordregio, UMS RIATE, RRG, Eurofutures, LIG, Studie: DE/EN/FR, 2007

Strategie für nachhaltige Gemeinschaften und Möglichkeiten 

für deren erfolgreiche Umsetzung

Erbedu, CUDEM, Studie: DE/EN/FR, 2007
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Intercultural Dialogue and Cohesion Policy

Ivana Katsarova, Europäisches Parlament, Themenpapier: EN, 2008Ivana Katsarova, Parlement 

européen, note: EN, 2008

The Relationship between European Micro-States and the European Union

Ivana Katsarova, Europäisches Parlament, Themenpapier: EN, 2008

Der Reformvertrag und seine Auswirkungen auf die Struktur- und Kohäsionspolitik: 

für das Europäische Parlament eine positive Entwicklung

Ivana Katsarova, Europäisches Parlament, 2007,

Themenpapier: BG/CS/DA/DE/EL/EN/ES/ET/FI/FR/HU/IT/LT/LV/MT/NL/PL/PT/RO/SK/SL/SV

DEMNÄCHST

Die wirtschaftliche Rentabilität der kohäsionsbedingten Ausgaben für die Mitgliedstaaten

Instrumente der EU-Regionalpolitik: eine Analyse des europäischen Mehrwertes der europä-• 

ischen strukturellen und innovativen Finanzierung

The Data Transparency Initiative and its Impact on Cohesion Policy• 

Überwachung der grenzübergreifenden Kooperationsprogramme mit den ENP-Partnern• 

The Multiple Competences of Local Authorities in the 27 Member States and their Role in • 

Addressing Local Disparities

Regionalpolitik und Klimawandel• 

Benachteiligte Stadtviertel – Inwiefern müssen die bestehenden Instrumente geändert werden, • 

um den integrierten Ansatz zu verbessern?

The Impact of R&D on Regional Policy• 
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WEITERE INFORMATIONSQUELLEN

WEITERE INFORMATIONSQUELLEN

Nachfolgend fi nden Sie eine Liste einschlägiger elektronischer Informationsquellen.

EUROPÄISCHES PARLAMENT

Ausschuss für regionale Entwicklung

http://www.europarl.europa.eu/activities/committees/homeCom.

do?language=DE&body=REGI

eStudien

http://www.europarl.europa.eu/activities/committees/studies.do?language=DE

Kurzdarstellungen

http://www.europarl.europa.eu/parliament/expert/staticDisplay.do?language=DE&id=72

Legislative Observatory – OEIL-Dienst

http://www.europarl.europa.eu/oeil/

Bibliothek

http://www.library.ep.ec/libraryapp/services/home.action?pid=01

EU-ORGANE UND -DIENSTSTELLEN

Europäische Kommission, Generaldirektion Regionalpolitik

http://www.europa.eu/regional_policy/index_fr.htm

Ausschuss der Regionen 

http://www.cor.europa.eu

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (Sektion ECO)

http://www.eesc.europa.eu/sections/eco/index_en.asp

Europäische Investitionsbank

http://www.eib.org
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